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29. Januar 2020 
 
 

Feststellungsbescheid zur Einordnung einer Getränkeverpackung als pfandpflichtig nach 
§ 26 Absatz 1 Satz 2 Nr. 25 VerpackG (Allgemeinverfügung) 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

auf Grundlage von § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 25 des Gesetzes über das Inverkehrbringen, die 
Rücknahme und hochwertige Verwertung von Verpackungen (Verpackungsgesetz – VerpackG) er-
lässt die Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister („Zentrale Stelle“) im Wege der Allgemeinver-
fügung folgenden Bescheid:  

Die Getränkeverpackung (Becher mit Dichtung und abnehmbaren Deckel aus Polypropylen, 
Füllvolumen 220 ml), befüllt mit einem Mandelgetränk aus Kaffee „Starbucks Almond Planet-
Based Iced Coffee“ mit den Inhaltsstoffen Mandelzubereitung (75%) (Wasser, Mandeln (3%)), 
Kaffeezubereitung (20%) (Wasser, Kaffeeextrakt), Zucker, Speisesalz, natürliches Aroma, 
Säureregulator (Kaliumcarbonat), Stabilisator (Gellan), Emulgator (Sonnenblumenlecithin) 
des Herstellers Arla Foods Deutschland GmbH in der mittels aktueller Fotografien dargestell-
ten Ausführung und Beschreibung (siehe Anlage zu diesem Bescheid) stellt eine pfandpflich-
tige Getränkeverpackung im Sinne des § 31 Absatz 1 VerpackG dar. 
 

Gründe 

Die Arla Foods Deutschland GmbH („Antragstellerin“) hat am 14. Oktober 2019 einen Einordungs-
antrag gemäß § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 25 VerpackG für die Getränkeverpackung gestellt. 
 
Gegenstand der Beurteilung war die von der Antragstellerin beschriebene und eingereichte Becher 
mit Dichtung und abnehmbaren Deckel aus Polypropylen mit einem Füllvolumen von 220 ml zum 
Befüllen mit dem Getränk „Starbucks Almond Planet-Based Iced Coffee“ („Prüfgegenstand“). Die 
Antragstellerin hat ein Produktmuster übermittelt und die Rezeptur wie folgt angegeben: Mandelzu-
bereitung (75%) (Wasser, Mandeln (3%)), Kaffeezubereitung (20%) (Wasser, Kaffeeextrakt), Zu-
cker, Speisesalz, natürliches Aroma, Säureregulator (Kaliumcarbonat), Stabilisator (Gellan), Emul-
gator (Sonnenblumenlecithin). Das Getränk ist vegan. 
 
Die Antragstellerin hat vorgebracht, dass sie für Anfang 2020 die Markteinführung des beschriebe-
nen Getränks plane und davon ausgeht, dass ihr Produkt der Pfandpflicht unterfalle. Sie gibt an, 
dass sie sich über die Pflichten jedoch unsicher sei, da andere – aus ihrer Sicht hinsichtlich einer 
Pfandpflicht vergleichbare – pflanzenbasierte Wettbewerbsprodukte nach ihrem Kenntnisstand nicht 
am Pfandsystem teilnähmen.  
 
Pfandpflichtige Einweggetränkeverpackungen im Sinne des § 31 VerpackG sind mit Getränken be-
füllte Getränkeverpackungen im Sinne von § 3 Absatz 2 VerpackG,  
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Bescheid über die Anordnung der Abgabe einer 
Zwischenmeldung nach § 20 Absatz 1, Absatz 2 
Satz 4 VerpackG  

Sehr geehrte Damen und Herren,  

auf Grundlage von § 20 Absatz 2 Satz 4 in Verbin-

dung mit § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 des Ge-

setzes über das Inverkehrbringen, die Rücknahme 

und hochwertige Verwertung von Verpackungen 

(Verpackungsgesetz – VerpackG) ergeht folgender 

Bescheid:  

 

1. (Name des Systems) wird verpflichtet, spä-

testens zum 23. Januar 2019 eine Zwischen-

meldung hinsichtlich der für das erste Quar-

tal 2019 erwarteten Masse an beteiligten Ver-

packungen gemäß den Vorgaben nach § 20 

Absatz 2 Satz 1 VerpackG die Zentrale Stelle 

Verpackungsregister zu übermitteln. Stichtag 



 
 
 
 
 

Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister | Sitz der Stiftung: Stadt Osnabrück | Vorstand: Gunda Rachut 
Stiftungsbehörde: Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems | Nr. Stiftungsverzeichnis: 16 (085)  2 

- die gemäß § 3 Absatz 4 VerpackG keine Mehrwegverpackungen im Sinne von § 3 Absatz 3 
VerpackG sind und 

- die aufgrund ihrer Materialart (Glas, Metall, Papier/Pappe/Karton und Kunststoff einschließ-
lich sämtlicher Verbunde aus diesen Hauptmaterialien) grundsätzlich einer Rücknahmever-
pflichtung nach § 31 Absatz 2 Satz 3 VerpackG unterliegen und 

- für die keine der in § 31 Absatz 4 VerpackG aufgeführten Ausnahmetatbestände einschlägig 
sind. 

Es handelt sich bei dem vorgenannten Prüfgegenstand um eine pfandpflichtige Getränkeverpa-
ckung im Sinne des § 31 VerpackG. 

Im Einzelnen: 

1. Berechtigtes Interesse 

Die Antragstellerin hat ein berechtigtes Interesse an der Einordnung des Prüfgegenstandes als nicht 
pfandpflichtige Einweggetränkeverpackung, da sie beabsichtigt den oben genannten Becher in 
Deutschland zu vertreiben. Der Prüfgegenstand war noch nicht Gegenstand eines Antrages nach § 
26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 25 VerpackG. 

2. Einweggetränkeverpackung 

Bei dem Prüfgegenstand handelt es sich um eine Getränkeverpackung im Sinne des § 3 Absatz 2 
VerpackG. Der Prüfgegenstand ist auch eine Einweggetränkeverpackung im Sinne des § 31 Ver-
packG, da sie nicht dazu bestimmt ist, nach dem Gebrauch mehrfach zum gleichen Zweck wieder-
verwendet zu werden. 

3. Rücknahmepflicht nach § 31 Absatz 2 Satz 2 und Satz 3 VerpackG 

Der Prüfgegenstand besteht aus dem Material Polypropylen. Er unterliegt daher grundsätzlich einer 
Rücknahmepflicht nach § 31 Absatz 2 Satz 2 und Satz 3 VerpackG, sofern nicht einer der Ausnah-
metatbestände nach § 31 Absatz 4 VerpackG eingreift. 

4. Ausnahmetatbestand nach § 31 Absatz 4 VerpackG 

Für diese Einweggetränkeverpackung besteht auch eine Pfandpflicht gemäß § 31 Absatz 1 Ver-
packG. Das flüssige Lebensmittel, das in die Verpackung gefüllt wird, erfüllt keinen der Ausnahme-
tatbestände des § 31 Absatz 4 VerpackG, auch nicht die unter Buchstabe j) normierte. 

Das Getränk unterfällt als 0,22 Liter Becher, der für den Vertrieb in Deutschland bestimmt ist, kei-
nem Ausnahmetatbestand nach § 31 Absatz 4 Nummer 1 bis 6 VerpackG. Insbesondere handelt es 
sich bei dem Prüfgegenstand nicht um eine Getränkeverpackung mit einem Füllvolumen von weni-
ger als 0,1 Liter oder mehr als 3,0 Liter nach § 31 Absatz 4 Nummer 2 und 3 VerpackG. 

Auch die Ausnahmetatbestände von der Pfandpflicht nach § 31 Absatz 4 Nummer 7 VerpackG sind 
nicht einschlägig.  

Die Ausnahmetatbestände nach § 31 Absatz 4 Nummer 7 a) bis e) VerpackG sind nicht einschlägig, 
da das Getränk keinen Alkohol enthält.  

Die Ausnahmetatbestände nach § 31 Absatz 4 Nummer 7 f) und g) VerpackG sind nicht einschlägig, 
da das Getränk weder Milch enthält noch ein sonstiges trinkbares Milcherzeugnis ist. 
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Das Getränk ist auch weder ein Fruchtsaft noch ein Fruchtnektar nach § 31 Absatz 4 Nummer 7 h) 
oder i) VerpackG.  

Schließlich handelt sich bei dem Getränk nicht um ein diätisches Getränk nach § 31 Absatz 4 Num-
mer 7 j) im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c der Diätverordnung, das für die beson-
dere Ernährung bestimmt ist und ausschließlich für Säuglinge und Kleinkinder angeboten wird. 

Schließlich kann auch keine Gleichstellung des Getränks mit einer der vorgenannten Ausnahmetat-
bestände erfolgen. Diese sind als Ausnahmetatbestände abschließend. Dies hat der Gesetzgeber 
bereits zur Pfandpflicht nach der VerpackV im Rahmen der 3. Novelle zu § 9 VerpackV festgehalten 
(BR-Drs. 488/03 vom 17.07.03. Seite 6), der durch § 31 VerpackG abgelöst wurde. Die damit ver-
bundene ökologische Zielsetzung besteht unverändert fort (BT-Drs. 18/11274, Seite 133, § 1 Absatz 
3 VerpackG).  

Es handelt sich somit bei dem Prüfgegenstand um eine pfandpflichtige Einweggetränkeverpackung 
im Sinne des § 31 VerpackG.  

Die Ausnahme von der Systembeteiligungspflicht gemäß § 7 Absatz 1 VerpackG nach 12 Nummer 
2 VerpackG und der sich anschließenden Registrierungspflicht nach § 9 VerpackG greift damit für 
den Prüfgegenstand ein.  

Für diesen Bescheid entstehen keine Kosten. 

Dieser Verwaltungsakt wurde mit Hilfe einer Datenverarbeitungsanlage gefertigt und ist ohne 
Unterschrift gültig.  

Die Zentrale Stelle Verpackungsregister veröffentlicht Einordungsentscheidungen, die auf An-
trag ergangen sind, auf ihrer Webseite ohne Angabe der persönlichen Daten von Antragstellern. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der Stif-
tung Zentrale Stelle Verpackungsregister, Osnabrück, erhoben werden. Die Frist wird auch durch 
Einlegung des Widerspruchs bei der Widerspruchsbehörde (Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau) 
gewahrt. 

 
Stiftung Zentrale Stelle 
Verpackungsregister 
 
gez. 
Gunda Rachut 
Vorstand  
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Anlage 
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